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Ministerium des Innern 

und für Kommunales 

 

 

Potsdam, 13. März 2025 

 

 

In dem verwaltungsgerichtlichen Verfahren  

 

Dr. Barzen u.a. ./. Ministerium des Innern und für Kommunales 

 

– VG 1 K 1232/24 – 

 

 

wird unter Bezugnahme auf die gerichtliche Verfügung vom 23. Januar 

2025 und den gegnerischen Schriftsatz vom 11. Januar 2025 wie folgt 

Stellung genommen: 

 

A. Unzulässigkeit der Klage 

Die Klage ist bereits unzulässig, die Kläger sind nicht klagebefugt im Sin-

ne von § 42 Absatz 2 VwGO. Hierzu wird auf die Ausführungen in der 

Klageerwiderung vom 30. Juli 2024 (Seite 1-3) und der Duplik vom 17. 

Dezember 2024 (Seite 1) verwiesen. 

 

B. Begründetheit 

Die Klage ist auch unbegründet. Die Argumente der Kläger tragen nicht. 
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I. Rechtmäßigkeit 

1. Zweck 

Es wird bestritten, dass der Beklagte implizit behauptet habe, die Erfüllung des 

Zwecks der FUNDATIO erfordere überhaupt keinen Vermögenseinsatz. Der 

Beklagte geht -  ebenso wie der Kläger auf Seite 2 der Triplik vom 11. Januar 

2025 – davon aus, dass die Zweckerfüllung der Stiftung einen Vermögensein-

satz erfordert. Hierzu hat der Beklagte im Ablehnungsbescheid vom 12. April 

2024 Seite 6-7 (Bl. 102-103 VV) dargelegt, weshalb die beabsichtigte Vermö-

gensausstattung eine offensichtlich nicht ausreichende finanzielle Ausstattung 

für die Stiftung ist. Klarstellend ist hierzu in der Klageerwiderung vom 30. Juli 

2024 (Seite 5) und der Duplik vom 17. Dezember 2024 (Seite 2-3) ergänzt 

worden, dass die Zweckerfüllung zwar nicht ausschließlich, aber doch vorder-

gründig und insbesondere durch Vermögenseinsatz erfolgen muss (§ 80 Ab-

satz 1 Satz 1 BGB: „Die Stiftung ist eine mit einem Vermögen zur dauernden 

und nachhaltigen Erfüllung eines vom Stifter vorgegebenen Zwecks ausgestat-

tete, mitgliederlose juristische Person.“). Bei FUNDATIO fehlt es jedoch an ei-

ner Verknüpfung zwischen Stiftungszweck und Stiftungsvermögen. Darauf be-

zog sich auch der Einwand des Beklagten auf Seite 3 der Duplik vom 17. De-

zember 2024, und zwar hinsichtlich der Zweckverwirklichungsmaßnahme „Mo-

delle zur Verbesserung der Dynamik und Flexibilität von Stiftungen erarbei-

te[n]“ gemäß § 2 Absatz 2 lit. d) der Stiftungssatzung.  

 

Es ist richtig, dass die Benennung der Art und Weise der Zweckerfüllung 

(Zweckverwirklichungsmaßnahmen im Sinne der Abgabenordnung) aus stif-

tungsrechtlicher Sicht nicht zwingend sind, vgl. BT-Drs. 19/28173, 48. In der 

Gesetzesbegründung wird darauf verwiesen, dass ergänzende Angaben zur 

Art und Weise der Zweckerfüllung nicht bei jedem Zweck geboten seien, da es 

auch Stiftungszwecke gebe, die regelmäßig nur auf eine bestimmte Art und 

Weise erfüllt werden können, z.B. die (Wieder-)Herstellung eines bestimmten 

Bauwerks, BT-Drs. 19/28173, 48.  

 

Die Benennung der Art und Weise der Zweckerfüllung in der Satzung ist je-

doch üblich und konkretisiert nicht selten den Stiftungszweck. Wenn Stifter sich 
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nicht auf die bloße Angabe des Zwecks beschränken und weitere Einzelheiten 

zum Zweck regeln – wie hier –, können diese bei der Lebensfähigkeitsprogno-

se jedoch nicht unberücksichtigt bleiben. Der Lebensfähigkeitsvorbehalt des 

§ 82 BGB betrifft die Prüfung einer zweckadäquaten Vermögensausstattung 

(Zweck-Mittel-Relation) über die voraussichtliche Existenzdauer einer Stiftung, 

hier 10 Jahre gemäß § 1 Absatz 3 Satz 3 der Stiftungssatzung. Ob dies mit 

dem vom Stifter vorgesehen Vermögen gelingt, d.h. die Erfüllung des Stif-

tungszwecks „gesichert erscheint“, hängt also ganz entscheidend vom konkre-

ten Stiftungszweck ab, den die Stifter im Stiftungsgeschäft bzw. der Stiftungs-

satzung festgelegt haben. Selbstverständlich werden die einzelnen Zweckver-

wirklichungsmaßnahmen ausschließlich hinsichtlich ihrer Rechtmäßigkeit und 

im Hinblick auf den erforderlichen Vermögenseinsatz geprüft. Es erfolgt selbst-

verständlich keine Vorgabe, welche Zweckerfüllung zweckmäßig(er) wäre.  

 

Dass der Staat eine Aufsichts- und Obliegenheitsplicht für Stiftungen über-

nimmt – und zwar nicht nur hinsichtlich der Prüfung der Voraussetzungen des 

§ 82 BGB –, sondern auch darüber hinaus, wurde bereits mehrfach oberge-

richtlich festgestellt. Der BGH selbst hat festgestellt:  

„Es ist u. a. Aufgabe der Stiftungsaufsicht, in Ausübung der staatlichen 

Obhutspflicht gegenüber den Stiftungen darüber zu wachen, daß der Wille 

des Stifters verwirklicht und bei Satzungsänderungen genügend berück-

sichtigt wird. Die rechtliche Konstruktion der selbständigen Stiftung als ei-

ner juristischen Person ohne Mitglieder bringt es mit sich, daß regelmäßig 

niemand vorhanden ist, der die Stiftungsorgane zur Beachtung der Sat-

zung und der sonstigen für die Stiftung geltenden Bestimmungen, insbe-

sondere des Stifterwillens, anhalten könnte. Für die Übernahme einer 

staatlichen Mitverantwortung besteht deshalb ein überwiegendes öffentli-

ches Interesse.“  

(BGH, Urteil vom 22. Januar 1987 - III ZR 26/85, juris) 

 

Er führt weiter aus, dass „die Wahrnehmung der staatlichen Aufsicht über die 

Stiftungen […] den damit betrauten Beamten nicht nur im Interesse der Allge-
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meinheit und des Staates [obliegt], sondern auch als Amtspflicht gegenüber 

der Stiftung selbst“ (BGH, Urteil vom 03. März 1977 - III ZR 10/74, juris).  

 

Diese Haftung der in der Stiftungsaufsicht tätigen Beamten ist das Korrelat der 

Schutzpflicht des Staates gegenüber der Stiftung. Die Stiftungsbehörden sind 

sowohl im öffentlichen Interesse als auch in dem der Stiftung dazu verpflichtet, 

gegen rechtswidrige Zustände bzw. rechtswidriges Handeln der Stiftungsorga-

ne einzuschreiten, vgl. Staudinger/Hüttemann/Rawert (2017) BGB Vorbem. zu 

§§ 80-88 Rn. 154 mit weiteren Nachweisen. An der Ausgestaltung der selbst-

ständigen Stiftung als mitgliederlose juristische Person, die mit einem Vermö-

gen zu einer bestimmten Zweckerfüllung ausgestattet ist, was Grund für die 

staatliche Aufsichts- und Obliegenheitspflicht ist, hat sich auch seit dem Gesetz 

zur Modernisierung des Stiftungsrechts vom 15. Juli 2002 (BGBl. I. S. 2634) 

nichts geändert (vgl. Seite 4 der Triplik vom 11. Januar 2025). 

 

2. Freie Sitzwahl 

Hinsichtlich der Wahl des Sitzes hält der Beklagte an seinen bisherigen Aus-

führungen im Ablehnungsbescheid vom 12. April 2024 Seite 8-9 (Bl. 104-105 

VV) sowie die ergänzenden Ausführungen in der Klageerwiderung vom 30. Juli 

2024 (Seite 4-5) und der Duplik vom 17. Dezember 2024 (Seite 4-6) fest. 

 

3. Nachhaltige Erfüllung des Stiftungszwecks/ Vermögensausstattung 

Auch hinsichtlich der Ausführungen zur nicht ausreichenden Vermögensaus-

stattung verweist der Beklagte auf seine bisherigen Ausführungen im Ableh-

nungsbescheid vom 12. April 2024 Seite 4-7 (Bl. 100-103 VV) sowie die ergän-

zenden Ausführungen in der Klageerwiderung vom 30. Juli 2024 (Seite 5-7) 

und der Duplik vom 17. Dezember 2024 (Seite 6-8). 

 

Widersprüche, wie die Kläger sie sehen, bestehen nicht; hinsichtlich der von 

den Klägern vorgebrachten Widersprüche wurde bereits unter I.1. Stellung ge-

nommen. 
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Ein allgemeingültiger „Beweis“, dass ein Grundstockvermögen in Höhe von 

10.000 Euro auch für größere Vorhaben ausreichend ist, stellt auch nicht das 

von den Klägern angeführte Beispiel dar. Die Statistik des Bundesverbandes 

deutscher Stiftungen, wonach zum Stand März 2022 36% aller rechtsfähigen 

Stiftungen bei ihrer Errichtung weniger als 100.000 Euro Grundstockvermögen 

aufwiesen, vgl. Herberger/Martinek/Rüßmann/Weth/Würdinger, jurisPK-BGB, 

10. Aufl., § 82 Rn. 23, kann die zuvor angegebene These nicht stützen. In Fra-

ge gestellt wird schon die Erhebungsmethode, denn die Kapitalausstattung bei 

Stiftungserrichtung ist keine Information, die aus allgemein zugänglichen Quel-

len erhoben werden kann. Zudem existiert die Rechtsform Stiftung schon seit 

geraumer Zeit. Auch in Brandenburg wurden in den 1990er Jahren Stiftungen 

mit einem Grundstockvermögen von 100.000 DM, rund 50.000 Euro, aner-

kannt. Seinerzeit war die Zinslage allerdings eine Andere. Es hat sich in der 

Praxis herausgestellt, dass in der derzeitigen Zinssituation Stiftungen aus den 

Erträgen eines Grundstockvermögens von unter 100.000 Euro in der Regel 

kaum ihre laufenden Verwaltungskosten bestreiten können, und entsprechend 

wenig Mittel zur Zweckverwirklichung übrigbleiben. Um dennoch bürgerschaft-

liches Engagement zu fördern, hat sich bundesweit nichtsdestotrotz ein Richt-

wert von mindestens ca. 100.000 Euro Stiftungsvermögen für sog. Förderstif-

tungen durchgesetzt. Stiftungen, die ihren Zweck selbst/unmittelbar erfüllen, 

z.B. durch die Unterhaltung eines Museums, die Restaurierung eines Denk-

mals oder die Vergabe von Stipendien benötigen ein ihrem Zweck entspre-

chendes höheres Stiftungsvermögen.  

 

Für die – hier nicht streitgegenständliche – Betrachtung der „Stiftung zur Erfor-

schung von Ost- und Südosteuropa“ sind dem Beklagten keine hinreichenden 

Details bekannt. Schon aus der Präambel ergibt sich allerdings, dass das von 

ihr betriebene Institut für Ost- und Südosteuropaforschung als Leibnizinstitut 

und damit in die gemeinsame Bund-Länder-Förderung aufgenommen wurde. 

Die Stiftung finanziert sich augenscheinlich mithin aus öffentlichen Mitteln, was 

auch ein Blick in die Besetzung des Stiftungsrates nahelegt. Verbindliche Fi-

nanzierungszusagen von privater oder öffentlicher Seite können bei der Le-

bensfähigkeitsprognose selbstverständlich berücksichtigt werden. 
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Auch die Behauptung, der Beklagte halte eine angemessene Aufwandsent-

schädigung für zwingend, trifft nicht zu. Zur Vermeidung von Wiederholungen 

verweise ich auf den Schriftsatz vom 17. Dezember 2024, in welchem ausge-

führt wurde, dass sich der Anspruch (!) gegen die Stiftung aus dem Gesetz 

ergibt. Soweit das Gesetz oder die Satzung Ansprüche gegen die Stiftung sta-

tuiert, auf die nicht verbindlich verzichtet wurde, sind diese bei der Prognose 

der Lebensfähigkeit zu berücksichtigen.  

Zwar betonen die Kläger stets, dass sie ihre Expertise der Stiftung ehrenamt-

lich zur Verfügung stellen könnten (nicht werden) und es keine Anzeichen gä-

be, dass sie zeitnah „amtsmüde“ werden. Ihrem Internetauftritt 

www.fundatio.info (Stand 28.02.2025) lässt sich allerdings entnehmen, dass 

sie im vierten Klageverfahren vor dem VG Hannover bereits mit Klageerhe-

bung die Aussetzung des Verfahrens aus Gründen der Arbeitsersparnis bean-

tragt haben. Es könnte der Eindruck entstehen, die Kläger haben sich mit den 

zahlreichen streitigen Verfahren bereits jetzt übernommen und zusätzliche Er-

kenntnisgewinne werden nicht erwartet.  

 

II. Keine Rechtsverletzung 

Hierzu wird auf die Ausführungen in der Klageerwiderung vom 30. Juli 20024 

(Seite 7-8) und die ergänzenden Ausführungen in der Duplik vom 17. Dezem-

ber 2024 (Seite 8-9) verwiesen. 

 

 

 

Im Auftrag 

Möller 

 

Das Dokument ist digital erstellt, elektronisch schlussgezeichnet und ohne Unterschrift gültig. 

 

 

 

 

 


